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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen 

Erwachsenenbildungsgesetzes

Vom 23. November 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des 
Niedersächsischen Erwachsenenbildungsgesetzes

Das Niedersächsische Erwachsenenbildungsgesetz vom
17. Dezember 1999 (Nds. GVBl. S. 430), zuletzt geändert
durch Artikel 29 des Gesetzes vom 20. November 2001 (Nds.
GVBl. S. 701), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die Erwachsenenbildung ist ein eigenständiger,
gleichberechtigter Teil des Bildungswesens. 2Sie umfasst
die allgemeine, politische, kulturelle und berufliche Bil-
dung. 3Ihre Aufgabe ist die Bildungsberatung sowie die
Planung und Durchführung von Maßnahmen, die der
Stärkung der Persönlichkeit, der Gestaltung des Über-
gangs von der allgemeinen zur beruflichen Bildung und
der Fortsetzung oder Wiederaufnahme organisierten Ler-
nens dienen.“

2. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Finanzhilfe erhalten

1. die Träger der Einrichtungen auf kommunaler Ebene
(in der Regel Volkshochschulen) gemäß § 6,

2. Landeseinrichtungen gemäß § 5 sowie

3. Heimvolkshochschulen gemäß § 7,

wenn ihre Finanzhilfeberechtigung gemäß § 3 festgestellt
worden ist.“

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut des Absatzes 1 wird Satz 1 und
wie folgt geändert:

aa) In der Satzeinleitung werden vor dem Wort „Lan-
deseinrichtungen“ die Worte „Einrichtungen auf
kommunaler Ebene“ und ein Komma eingefügt
und das Wort „oder“ durch das Wort „und“ er-
setzt. 

bb) In Nummer 5 wird vor dem Wort „ihre“ das Wort
„regelmäßig“ eingefügt.

cc) In Nummer 7 wird das Wort „Umfang“ durch das
Wort „Qualität“ ersetzt.

dd) Nummer 9 erhält folgende Fassung:

„9. ihre Bildungsarbeit regelmäßig evaluieren
lassen und laufend Qualitätssicherungsmaß-
nahmen durchführen (§ 10),“.

ee) Es wird die folgende neue Nummer 10 eingefügt:

„10. die Fortbildung ihres hauptberuflichen, ne-
benberuflichen und ehrenamtlichen Perso-
nals sicherstellen und“.

ff) Die bisherige Nummer 10 wird Nummer 11 und
wie folgt geändert:

Die Zahl „8“ wird durch die Zahl „9“ ersetzt.

b) Dem Absatz 1 werden die folgenden Sätze 2 und 3
angefügt:

„2Die Finanzhilfeberechtigung setzt voraus, dass im
jeweiligen Kalenderjahr als Mindestleistungsumfang
nachgewiesen wird

1. für eine Landeseinrichtung mindestens 30 000 Un-
terrichtsstunden,

2. für eine Einrichtung auf kommunaler Ebene min-
destens 70 Unterrichtsstunden je 1 000 Einwoh-
ner,

3. für eine Heimvolkshochschule mindestens 4 000
Teilnehmertage.

3Bei der Ermittlung der Unterrichtsstunden nach Satz 2
Nrn. 1 und 2 ist § 8 Abs. 3 Sätze 1, 2 und 4 bis 6, bei
der Ermittlung der Teilnehmertage nach Satz 2 Nr. 3
ist § 8 Abs. 3 Sätze 1 bis 6 anzuwenden.“

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „in allen Regie-
rungsbezirken“ durch die Worte „im Gebiet jedes der
bis zum 31. Dezember 2004 bestehenden Regierungs-
bezirke“ ersetzt.

d) In Absatz 7 wird die Verweisung „(Absatz 1 Nr. 2)“
durch die Worte „(Absatz 1 Satz 1 Nr. 2), in welchen
Abständen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
nachzuweisen ist (Absatz 1 Satz 1 Nr. 5)“ ersetzt.

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„(1) 1Im Haushaltsplan des Landes wird die Finanz-
hilfe in Gesamtansätze jeweils für die Förderung der
Bildungsarbeit der Einrichtungen auf kommunaler
Ebene, der Heimvolkshochschulen sowie der Lan-
deseinrichtungen aufgeteilt. 2Das Verhältnis dieser
Gesamtansätze untereinander darf durch den Haus-
haltsvollzug nicht verändert werden. 3Die den Trä-
gern der Einrichtungen der Erwachsenenbildung
zufließende Finanzhilfe ist für die Bildungsarbeit der
Einrichtungen zu verwenden.

(2) Die Gesamtansätze der Einrichtungen auf kom-
munaler Ebene, der Heimvolkshochschulen sowie der
Landeseinrichtungen werden zur Berechnung der
Gesamtförderung der einzelnen Einrichtung jeweils in
Ansätze für eine Grund- und eine Leistungsförderung
aufgeteilt.“

b) Es wird der folgende Absatz 4 angefügt:

„(4) 1Das Fachministerium kann jeweils mit allen
Landeseinrichtungen, allen Heimvolkshochschulen
oder allen Einrichtungen auf kommunaler Ebene eine
Vereinbarung über die Aufteilung des Gesamtansatzes
auf die einzelnen Einrichtungen für einen Zeitraum
von drei Jahren schließen. 2Das Fachministerium soll
den Dachverband der Erwachsenenbildung (§ 11) mit
der Führung der Vertragsverhandlungen beauftragen.
3In der Vereinbarung sind die Grundsätze der §§ 5
bis 7 zu berücksichtigen und Bestimmungen gemäß
§ 5 Abs. 6 zu treffen. 4Eine Vereinbarung nach Satz 1
wird nur wirksam, wenn ihr jeweils alle Landesein-
richtungen, Heimvolkshochschulen oder Einrichtun-
gen auf kommunaler Ebene zugestimmt haben.“

5. Die §§ 5 bis 7 erhalten folgende Fassung:

„§ 5

Finanzhilfe für Landeseinrichtungen

(1) 1Die Grund- und die Leistungsförderung umfassen
jeweils 50 vom Hundert des für die Landeseinrichtungen
vorgesehenen Gesamtansatzes. 2Der Anteil der jeweiligen
Landeseinrichtung am Gesamtansatz wird für einen Drei-
jahreszeitraum festgeschrieben.
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(2) Die Grundförderung wird nach dem Anteil der
jeweiligen Einrichtung an der Gesamtfinanzhilfe für
Landeseinrichtungen im Durchschnitt der letzten drei
Kalenderjahre vor dem Dreijahreszeitraum verteilt.

(3) 1Die Leistungsförderung wird nach dem Anteil der
jeweiligen Einrichtung an dem Gesamtarbeitsumfang der
berücksichtigungsfähigen Bildungsmaßnahmen aller Lan-
deseinrichtungen verteilt. 2Der jeweilige Arbeitsumfang
und der Gesamtarbeitsumfang werden in Unterrichts-
stunden ermittelt, die im Durchschnitt im vorvergange-
nen und den beiden davorliegenden Kalenderjahren
geleistet wurden und nach den Maßgaben des § 8 Abs. 3
Sätze 1, 2 und 4 bis 6 zu gewichten sind. 

(4) 1Die Steigerung des sich nach den Absätzen 1 bis 3
ergebenden Anteils der Einrichtung am Gesamtansatz
gegenüber dem vorherigen Dreijahreszeitraum wird auf
7,5 vom Hundert begrenzt. 2Ergibt sich aus der Begren-
zung ein verbleibender Betrag, so wird dieser entspre-
chend den Anteilen nach den Absätzen 1 bis 3 und Satz 1
auf alle Einrichtungen verteilt.

(5) Ändert sich die Gesamtzahl der finanzhilfeberech-
tigten Einrichtungen, so werden die Anteile nach Absatz 4
mit Wirkung für das nächste Haushaltsjahr für die Zeit
bis zum Ablauf des Dreijahreszeitraums angepasst.

(6) 1Das Fachministerium bestimmt durch Verordnung,
in welcher Bandbreite der Arbeitsumfang (Absatz 3
Satz 2) jährlich zu erfüllen ist. 2Wird die Untergrenze der
Bandbreite nach Satz 1 nicht erreicht, so ist die Gesamt-
förderung der Einrichtung mit Rückwirkung auf das dem
tatsächlichen Arbeitsumfang entsprechende Maß zu ver-
ringern. 3Wird der Mindestleistungsumfang unterschrit-
ten (§ 3 Abs. 1 Satz 2), so kann die für das jeweilige
Kalenderjahr geleistete Finanzhilfe in vollem Umfang
zurückgefordert werden.

§ 6

Finanzhilfe für Einrichtungen auf kommunaler Ebene

(1) Die Finanzhilfen für die Förderung der Einrichtun-
gen auf kommunaler Ebene nach den Vorgaben dieses
Gesetzes leistet das Land an deren Träger.

(2) Die Grundförderung umfasst 30 vom Hundert und
die Leistungsförderung 70 vom Hundert des für die Ein-
richtungen auf kommunaler Ebene vorgesehenen Gesamt-
ansatzes.

(3) 1Die Grundförderung wird einwohnerbezogen auf
das jeweilige Einzugsgebiet der Einrichtungen aufgeteilt,
berechnet nach den Einwohnerzahlen zum 31. Dezember
des vorvergangenen Kalenderjahres. 2Die Einwohnerzah-
len werden zur Förderung des ländlichen Raums mit
einem Faktor gewichtet, dessen Höhe innerhalb des
Rahmens von 1,1 bis 3,5 vom Fachministerium durch
Verordnung festgelegt wird. 3Die Verordnung bestimmt
außerdem das jeweilige Einzugsgebiet der Einrichtungen.
4Ländlicher Raum ist der Raum außerhalb der Ober-
zentren. 5Bei der Gewichtung sind die Einwohnerdichte
und die Höhe der Gesamteinwohnerzahl im Einzugs-
bereich zu berücksichtigen.

(4) Die Leistungsförderung wird nach dem Anteil der
jeweiligen Einrichtung auf kommunaler Ebene an dem
Gesamtarbeitsumfang der berücksichtigungsfähigen Bil-
dungsmaßnahmen aller Volkshochschulen verteilt. 

(5) § 5 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 bis 6 gilt
entsprechend.

§ 7

Finanzhilfe für Heimvolkshochschulen

(1) 1Die Grund- und die Leistungsförderung umfassen
jeweils 50 vom Hundert des für die Heimvolkshoch-
schulen vorgesehenen Gesamtansatzes. 2Dabei werden

höchstens 12 000 anerkennungsfähige Teilnehmertage
berücksichtigt.

(2) Die Grundförderung wird in gleichen Beträgen auf
alle finanzhilfeberechtigten Heimvolkshochschulen auf-
geteilt. 

(3) Die Leistungsförderung wird nach dem Anteil der
jeweiligen Heimvolkshochschule an dem in Teilneh-
mertagen ermittelten und nach Maßgabe des § 8 Abs. 3
Sätze 1 bis 6 gewichteten Gesamtarbeitsumfang der be-
rücksichtigungsfähigen Bildungsmaßnahmen aller Heim-
volkshochschulen verteilt. 

(4) § 5 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 bis 6 gilt
entsprechend.“

6. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Für diese Bildungsmaßnahmen kann bei der Ermitt-
lung des Leistungsumfangs der erhöhende Faktor
(Absatz 3 Satz 2) in diesen Einrichtungen nicht ange-
wendet werden.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1Bildungsmaßnahmen, die den besonderen ge-
sellschaftlichen Erfordernissen entsprechen, sind Maß-
nahmen

1. der politischen, wert- und normenorientierten
Bildung, 

2. zu ökonomischen und ökologischen Grundfra-
gen,

3. des Zweiten Bildungsweges, der Alphabetisie-
rung sowie Maßnahmen, die die Integration von
Zuwanderern zum Ziel haben, 

4. zum Abbau geschlechtsspezifischer Benachtei-
ligungen, 

5. der Qualifizierung zur Ausübung von Ehrenäm-
tern und freiwilligen Diensten,

6. die geeignet sind, die soziale Eingliederung von
Menschen mit Behinderungen zu fördern oder
deren spezifische Benachteiligung zu mildern
oder auszugleichen,

7. zur Eltern- und Familienbildung,

8. für junge Erwachsene zur Unterstützung bei der
persönlichen und beruflichen Orientierung in der
Übergangsphase von der Schule zum Beruf,

9. zur Orientierung und Qualifizierung mit dem
Ziel der Eingliederung in das Erwerbsleben,

10. zur wirtschaftlichen und sozialen Strukturver-
besserung im ländlichen Raum,

11. die der qualitativen Weiterentwicklung von Kin-
dergarten und Schule dienen,

12. in Kooperation mit Hochschulen und deren Ein-
richtungen, wenn damit 

a) wissenschaftliche Erkenntnisse vermittelt wer-
den, 

b) die Übergänge vom Beruf oder von der Schule
zur Hochschule verbessert werden, 

c) Einrichtungen der Erwachsenenbildung Lehr-
anteile der Hochschule auf der Grundlage von
Vereinbarungen übernehmen oder 

d) neue Vermittlungsformen erprobt werden.
2Bildungsmaßnahmen, die besonderen gesellschaft-
lichen Erfordernissen entsprechen, werden mit einem
erhöhenden Faktor von 1,5 bis 3,5 gewichtet. 3Bei der
Ermittlung des Arbeitsumfangs von Heimvolkshoch-
schulen werden Bildungsmaßnahmen von längerer
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Dauer (Maßnahmen mit mindestens acht Übernach-
tungen) ebenfalls mit einem erhöhenden Faktor von
1,1 bis 1,5 gewichtet. 4Das Fachministerium bestimmt
durch Verordnung die Höhe der Faktoren nach den
Sätzen 2 und 3. 5Die Verordnung kann innerhalb des
durch Satz 2 bestimmten Rahmens für die drei Ein-
richtungsgruppen sowie für die Nummern 1 bis 12
des Satzes 1 besondere Faktoren vorsehen. 6Dabei
sind die unterschiedlichen Entwicklungen in den
drei Einrichtungsgruppen und das Ausmaß des
gesellschaftlichen Erfordernisses zu berücksichtigen.“

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. unter welchen formalen Voraussetzungen
Bildungsmaßnahmen, Unterrichtsstunden
und Teilnehmertage zu berücksichtigen
sind,“.

bb) Nummer 5 erhält folgende Fassung:

„5. welche inhaltlichen Anforderungen Bildungs-
maßnahmen erfüllen müssen, die besonde-
ren gesellschaftlichen Erfordernissen ent-
sprechen.“

7. § 9 erhält folgende Fassung:

„§ 9

Landesverbände, Kooperation von Einrichtungen

(1) 1Das Fachministerium kann durch Verordnung be-
stimmen, dass Anteile der Gesamtansätze der Einrichtun-
gen auf kommunaler Ebene, der Heimvolkshochschulen
und der Landeseinrichtungen (§ 4 Abs. 1) der Förderung
von Dachverbandsaufgaben vorbehalten bleiben. 2Auf-
gaben nach Satz 1 sind insbesondere die Mitarbeiterfort-
bildung, die Mitwirkung an der Qualitätssicherung, die
Entwicklung und Evaluation der Einrichtungen, die För-
derung und Begleitung einrichtungsübergreifender For-
men der Zusammenarbeit, die Förderung von Modell-
kursen nach § 8 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 5, 9 und 10 in dünn
besiedelten ländlichen Räumen mit weniger als 120 Ein-
wohnern je Quadratkilometer sowie die Unterstützung
der Zusammenarbeit mit Einrichtungen und Verbänden
der Erwachsenenbildung im europäischen und außer-
europäischen Ausland.

(2) Wenn nach diesem Gesetz anerkannte Einrichtun-
gen zusammenarbeiten, Teilbereiche ihrer Einrichtungen
gemeinsam verwalten, gemeinsame Einrichtungsgruppen
bilden, einrichtungsformübergreifend zusammenarbeiten
oder sich zusammenschließen, so wird die Höhe der
Förderung dadurch nicht betroffen, soweit der Arbeits-
umfang der Einrichtungen die jeweils festgelegte Unter-
grenze (§ 5 Abs. 6 Satz 1) weiterhin erreicht; § 5 Abs. 6
Sätze 2 und 3 gilt entsprechend.

(3) 1Das Fachministerium kann für Einrichtungen im
Sinne des Absatzes 2 auf Antrag Ausnahmen von § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 zulassen, wenn sichergestellt ist, dass
den Anforderungen jener Vorschrift im Rahmen der Zu-
sammenarbeit Rechnung getragen wird. 2Das Fachminis-
terium kann die Genehmigung nach Satz 1 mit der
Maßgabe versehen, dass die Finanzhilfe für die antrag-
stellende Einrichtung nach Ablauf von drei Jahren in
angemessenem Umfang gekürzt werden kann.“

8. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden vor dem Wort „Evaluation“
die Worte „Qualitätssicherung und“ eingefügt.

b) Es wird der folgende neue Absatz 1 eingefügt:

„(1) 1Die nach diesem Gesetz geförderten Einrich-
tungen haben durch geeignete Maßnahmen darauf
hinzuwirken, dass die Qualität ihrer pädagogischen

Arbeit gesichert und laufend verbessert wird. 2Diese
Maßnahmen sind zu dokumentieren. 3Die Dokumen-
tation ist auf Verlangen dem Fachministerium vorzu-
legen.“

c) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und wie folgt
geändert:

In Satz 2 werden nach dem Wort „Qualitätssicherung“
die Worte „und -entwicklung“ eingefügt.

d) Der bisherige Absatz 2 wird gestrichen.

9. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Übertragung von Aufgaben, Agentur für 
Erwachsenen- und Weiterbildung“.

b) In Absatz 1 Satz 2 wird nach dem Wort „Stelle“ der
Klammerzusatz „(Agentur für Erwachsenen- und
Weiterbildung)“ eingefügt.

c) In Absatz 3 werden die Worte „Stelle nach Absatz 1
Satz 2“ durch die Worte „Agentur für Erwachsenen-
und Weiterbildung“ ersetzt.

10. § 13 erhält folgende Fassung:

„§ 13

Übergangsvorschriften

(1) 1Eine auf dem bisherigen Recht beruhende Aner-
kennung einer Landeseinrichtung oder Heimvolkshoch-
schule gilt, wenn sie über den 31. Dezember 2004 hinaus
gültig gewesen wäre, als Finanzhilfeberechtigung nach § 3
Abs. 1 fort. 2Eine Einrichtung auf kommunaler Ebene, die
nach dem bisherigen Recht von der zuständigen kommu-
nalen Gebietskörperschaft Mittel nach diesem Gesetz er-
halten hat, gilt als finanzhilfeberechtigt im Sinne des § 3
Abs. 1. 3Die auf Satz 2 beruhende Finanzhilfeberechti-
gung einer Einrichtung auf kommunaler Ebene ist zu
widerrufen, wenn diese nicht bis zum 31. Dezember
2007 die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 erfüllt.

(2) Für die Haushaltsjahre 2005 bis 2007 gilt § 4 Abs. 4
entsprechend und § 5 Abs. 4 Satz 1 mit der Maßgabe,
dass die Steigerung für das Jahr 2005 auf 2,5 vom Hun-
dert und für das Jahr 2006 auf 5 vom Hundert begrenzt
wird.

(3) Für die Haushaltsjahre 2005 bis 2007 wird die Leis-
tungsförderung der Landeseinrichtungen nach § 5 Abs. 3
ohne Anwendung eines erhöhenden Faktors und für die
Haushaltsjahre 2008 bis 2010 auf der Basis der durch-
schnittlichen und nach Maßgabe des § 8 Abs. 3 Sätze 1, 2
und 4 bis 6 gewichteten Unterrichtsstunden der Jahre
2005 und 2006 errechnet.

(4) Für die Haushaltsjahre 2005 bis 2007 wird die
Leistungsförderung der Einrichtungen auf kommunaler
Ebene auf der Basis der durchschnittlichen Unterrichts-
stunden der Jahre 2001 bis 2003 errechnet, wobei nur
auf Unterrichtsstunden, die nach dem bisher geltenden
Recht als gemeinwohlorientiert anerkannt wurden, der
erhöhende Faktor von 3,3 angewendet wird.

(5) Für Heimvolkshochschulen werden die für das Jahr
2004 geltenden Anteile und Leistungsanforderungen für
die Jahre 2005 bis 2007 weiterhin angewendet.“

11. Die §§ 14 bis 16 werden gestrichen.

12. § 17 wird § 14 und erhält folgende Fassung:

„§ 14

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2000 in Kraft.“
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Artikel 2

In-Kraft-Treten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten die Vorschriften über
die Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen am
Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft.

Hannover, den 23. November 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Anpassung von Rechtsvorschriften 

an das Kostenrechtsmodernisierungsgesetz

Vom 23. November 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes 
zur Insolvenzordnung

Das Niedersächsische Ausführungsgesetz zur Insolvenz-
ordnung vom 17. Dezember 1998 (Nds. GVBl. S. 710) wird
wie folgt geändert:

1. § 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Als Vergütung wird gewährt:

1. für eine Beratung über die Erfolgsaussichten, eine
Schuldenbereinigung im Sinne des § 305 Abs. 1
Nr. 1 InsO zu erzielen oder ein Verfahren im Sinne
des Neunten Teils der Insolvenzordnung zu durch-
laufen, ein Betrag in Höhe der in § 2 Abs. 2 des
Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes in der jeweils
geltenden Fassung (RVG) in Verbindung mit den
Nummern 2601 und 2602 des Vergütungsverzeich-
nisses zum Rechtsanwaltsvergütungsgesetz vorge-
sehenen Gebühr, soweit kein Anspruch auf eine
Vergütung nach Nummer 2 oder 3 besteht,

2. für den erfolglosen Versuch einer außergerichtli-
chen Einigung mit den Gläubigern über die Schul-
denbereinigung auf der Grundlage eines Plans ein
Betrag in Höhe der in § 2 Abs. 2 RVG in Verbindung
mit den Nummern 2603 bis 2607 des Vergütungs-
verzeichnisses vorgesehenen Gebühr, 

3. bei Zustandekommen einer außergerichtlichen Eini-
gung mit den Gläubigern über die Schuldenbereini-
gung auf der Grundlage eines Plans im Sinne des
§ 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO ein Betrag nach Nummer 2
und zusätzlich eine Vergütung in Höhe der in § 2
Abs. 2 RVG in Verbindung mit der Nummer 2608
des Vergütungsverzeichnisses für eine Einigung
vorgesehenen Gebühr, 

4. zusätzlich zu einer Vergütung nach Nummer 2
oder 3 Ersatz der bei der Ausführung dieser Tätig-
keiten für Post- und Telekommunikationsdienst-
leistungen zu zahlenden Entgelte in Höhe der in § 2
Abs. 2 RVG in Verbindung mit den Nummern 7001
oder 7002 des Vergütungsverzeichnisses hierfür vor-
gesehenen Beträge.“

b) Es wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Einer geeigneten Stelle nach § 3 Abs. 1 Satz 1 ist auch
die von ihr zu entrichtende Umsatzsteuer auf die Ver-
gütung zu erstatten.“

2. Es wird der folgende § 8 angefügt:

„§ 8

(1) Ändern sich die nach § 5 Abs. 2 Satz 1 für die Be-
rechnung der Vergütung maßgebenden Bestimmungen des
Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes, so ist für die von der ge-
eigneten Stelle beim In-Kraft-Treten der Gesetzesänderung
noch nicht abgeschlossene Tätigkeit nach § 5 Abs. 2 Satz 1
die Vergütung nach dem vorher geltenden Recht zu be-
rechnen.

(2) Für eine vor dem 1. Juli 2004 noch nicht abgeschlos-
sene Tätigkeit nach § 5 Abs. 2 Satz 1 richtet sich die Ver-
gütung der geeigneten Stelle nach dem am 30. Juni 2004
geltenden Recht.“

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über gemeindliche Schiedsämter

Das Niedersächsische Gesetz über gemeindliche Schieds-
ämter vom 1. Dezember 1989 (Nds. GVBl. S. 389), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 37 des Gesetzes vom 20. November 2001
(Nds. GVBl. S. 701), wird wie folgt geändert:

1. § 48 erhält folgende Fassung:

„§ 48

(1) Die Schiedsperson erhebt 

1. Dokumentenpauschalen für die Aufnahme von Anträ-
gen, für Mitteilungen an die Parteien sowie für Aus-
fertigungen und Abschriften von Protokollen und Be-
scheinigungen; die Höhe der Dokumentenpauschalen
bestimmt sich nach § 136 Abs. 2 und 3 der Kostenord-
nung; 

2. die bei der Durchführung einer Amtshandlung entste-
henden notwendigen baren Auslagen in tatsächlicher
Höhe. 

(2) 1Die Vergütung eines hinzugezogenen Dolmetschers
zählt zu den baren Auslagen. 2Die Höhe der Vergütung
richtet sich nach dem Justizvergütungs- und -entschädi-
gungsgesetz. 3Die Vergütung ist auf Antrag der Schieds-
person oder des Dolmetschers von dem Amtsgericht, in
dessen Bezirk das Schiedsamt seinen Sitz hat, durch rich-
terlichen Beschluss festzusetzen. 4§ 4 Abs. 3 bis 9 des
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes ist auf das
Festsetzungsverfahren entsprechend anzuwenden.“

2. § 54 erhält folgende Fassung:

„§ 54

(1) 1Ändern sich die nach § 48 Abs. 2 für die Berech-
nung der Vergütung maßgebenden Bestimmungen des
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes, so ist für
die beim In-Kraft-Treten der Gesetzesänderung noch nicht
abgeschlossene Tätigkeit des Dolmetschers in derselben
Rechtssache die Vergütung nach dem vorher geltenden
Recht zu berechnen. 2Als Beginn der Tätigkeit des Dolmet-
schers gilt der Zeitpunkt der ersten Beauftragung in der-
selben Rechtssache.

(2) 1Für eine vor dem 1. Juli 2004 noch nicht abgeschlos-
sene Tätigkeit in derselben Rechtssache ist die dem Dol-
metscher zu gewährende Vergütung nach dem am 30. Juni
2004 geltenden Recht zu berechnen. 2Dies gilt auch, wenn
der erste Auftrag in derselben Rechtssache vor dem 1. Juli
2004 erteilt worden ist.“

Artikel 3

Änderung des Gesetzes über Gebührenbefreiung, 
Stundung und Erlass von Kosten in der Gerichtsbarkeit

In § 2 Abs. 1 des Niedersächsischen Gesetzes über Gebühren-
befreiung, Stundung und Erlass von Kosten in der Gerichtsbar-
keit vom 10. April 1973 (Nds. GVBl. S. 111), zuletzt geändert
durch § 6 des Gesetzes vom 6. Juni 1994 (Nds. GVBl. S. 238),
wird die Verweisung „§ 130 Abs. 1 der Bundesgebührenord-
nung für Rechtsanwälte“ durch die Verweisung „§ 59 Abs. 1
des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes“ ersetzt.



Nds. GVBl. Nr. 36/2004, ausgegeben am 2. 12. 2004

513

Artikel 4

Neubekanntmachung

Das Justizministerium wird ermächtigt, das Niedersächsi-
sche Ausführungsgesetz zur Insolvenzordnung in der nun-
mehr geltenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu
machen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseiti-
gen.

Artikel 5

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2004 in Kraft.

Hannover, den 23. November 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes

Vom 23. November 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Stiftungsgesetz vom 24. Juli 1968
(Nds. GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Artikel 16 des
Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 394), wird
wie folgt geändert:

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende Fassung:

„Niedersächsisches Stiftungsgesetz (NStiftG)“.

2. § 4 erhält folgende Fassung:

„§ 4

Anerkennung

Die Stiftungsbehörde ist für die Anerkennung nach
§ 80 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) und für Maß-
nahmen nach § 83 Satz 2 BGB, auch in Verbindung mit
§ 81 Abs. 1 Satz 4 BGB, zuständig.“

3. § 5 wird gestrichen.

4. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Die Erträge des Stiftungsvermögens sind aus-
schließlich für den Stiftungszweck zu verwenden.
2Sie dürfen dem Stiftungsvermögen zugeführt wer-
den, wenn es die Satzung vorsieht oder wenn es
zum Ausgleich von Vermögensverlusten erforderlich
ist. 3Zuwendungen an die Stiftung sind für den Stif-
tungszweck zu verwenden, soweit sie nicht ausdrück-
lich dem Stiftungsvermögen zugeführt werden sollen.“

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „des Stiftungs-
vermögens“ durch die Worte „der Stiftung“ ersetzt.

5. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Wille“ die
Worte „der Stifterin oder“ eingefügt.

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Zu Lebzeiten der Stifterin oder des Stifters ist
deren oder dessen Zustimmung erforderlich.“

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Eine Sitzverlegung in das Land Niedersachsen
ist der Stiftungsbehörde anzuzeigen.“

6. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Vor Maßnahmen nach Absatz 1 ist zu Lebzeiten
der Stifterin oder des Stifters diese oder dieser zu hören.“

7. In § 9 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „in“ die Worte
„dem Stiftungsgeschäft oder“ eingefügt.

8. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Der Vorstand hat der Stiftungsbehörde mitzu-
teilen, wer dem Vorstand angehört und als besondere
Vertreterin oder besonderer Vertreter bestellt worden
ist. 2Die Stiftungsbehörde bescheinigt auf Verlangen,
wer danach zur Vertretung der Stiftung berechtigt ist
(Vertretungsbescheinigung).“

c) Es werden die folgenden Absätze 3 und 4 angefügt:

„(3) Der Vorstand hat der Stiftungsbehörde inner-
halb von fünf Monaten nach Schluss des Geschäfts-
jahres eine Jahresabrechnung mit einer Vermögens-
übersicht und einen Bericht über die Erfüllung des
Stiftungszwecks zur Prüfung einzureichen.

(4) 1Wird die Stiftung durch 

1. eine Behörde, 

2. einen Prüfungsverband,

3. die Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Girover-
bands,

4. eine Wirtschaftsprüferin, einen Wirtschaftsprüfer
oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder

5. eine vereidigte Buchprüferin, einen vereidigten
Buchprüfer oder eine Buchprüfungsgesellschaft 

geprüft und erstreckt sich die Prüfung auch auf die
Erhaltung des Stiftungsvermögens und die satzungs-
mäßige Verwendung der Stiftungsmittel, so soll die
Stiftungsbehörde von einer eigenen Prüfung absehen.
2Die Stiftungsbehörde kann die Stiftung auf deren
Kosten durch eine in Satz 1 genannte Person oder Ein-
richtung prüfen lassen.“

9. Nach § 17 wird der folgende § 17 a eingefügt:

„§ 17 a

Stiftungsverzeichnis

(1) 1Die Stiftungsbehörde führt ein Verzeichnis der
rechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts in
ihrem Bezirk mit Ausnahme der Stiftungen nach § 10
Abs. 2 (Stiftungsverzeichnis). 2Kirchliche Stiftungen wer-
den auf Antrag der zuständigen Kirchenbehörde in das
Stiftungsverzeichnis aufgenommen.

(2) 1In das Stiftungsverzeichnis sind der Name, der
Sitz, der wesentliche Zweck und die Anschrift der Stif-
tung aufzunehmen. 2Eine Änderung der Anschrift hat die
Stiftung der Stiftungsbehörde unverzüglich mitzuteilen.
3Die Eintragungen im Stiftungsverzeichnis begründen
nicht die Vermutung der Richtigkeit.

(3) Das Stiftungsverzeichnis kann von jeder Person ein-
gesehen werden.“

10. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „das Landesministe-
rium“ durch die Worte „die Landesregierung“
ersetzt sowie die Worte „und des Fachministers“
und die Angabe „und 4“ gestrichen.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Es“ durch das Wort „Sie“
ersetzt.

b) Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen.

11. § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Die Stiftungsbehörde hat der Kommunalaufsichts-
behörde vor der nach § 80 BGB erforderlichen Aner-
kennung Gelegenheit zu geben, die Errichtung der
Stiftung kommunalaufsichtlich zu prüfen.“
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12. In § 20 Abs. 2 Satz 4 werden die Worte „oder deren Sitz
in das Land Niedersachsen verlegt“ gestrichen.

13. In § 21 Abs. 1 wird die Angabe „und § 5 Abs. 4“ gestri-
chen.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 23. November 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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V e r o r d n u n g  
zur Übertragung von staatlichen Aufgaben 

auf die Kammern für die Heilberufe

Vom 25. November 2004

Aufgrund des § 14 Abs. 2 des Kammergesetzes für die Heil-
berufe in der Fassung vom 8. Dezember 2000 (Nds. GVBl.
S. 301), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 404), wird verordnet:

§ 1 

Übertragung von Aufgaben

Als Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung werden über-
tragen:

1. der Ärztekammer Niedersachsen 

a) die Aufgaben nach § 12 Abs. 3 bis 6 und die Über-
wachung der Einhaltung des Berufsbezeichnungsge-
bots nach § 14 Abs. 4 Satz 1 der Bundesärzteordnung
in der Fassung vom 16. April 1987 (BGBl. I S. 1218),
zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom
30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950),

b) die Überwachung des Betäubungsmittelverkehrs bei
Ärzten und in Krankenhäusern nach § 19 Abs. 1 Satz 3
des Betäubungsmittelgesetzes in der Fassung vom
1. März 1994 (BGBl. I S. 358), zuletzt geändert durch
Artikel 1 der Verordnung vom 22. Dezember 2003
(BGBl. 2004 I S. 28), 

c) die Überwachungsaufgaben bei Ärzten und in Kran-
kenhäusern nach § 5 Abs. 8 Satz 7 und Abs. 10 Satz 2,
§ 5 a Abs. 4 Satz 8, Abs. 5 Satz 2 und Abs. 6, § 6 Abs. 4
Sätze 2 und 3, § 7 Abs. 2 Satz 1, § 8 Abs. 5, § 10 Abs. 4
und § 13 Abs. 3 Satz 3 der Betäubungsmittel-Verschrei-
bungsverordnung vom 20. Januar 1998 (BGBl. I S. 74,
80), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung
vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1180),

d) die Überwachungsaufgaben bei Ärzten und in Kran-
kenhäusern nach § 5 der Betäubungsmittel-Binnen-
handelsverordnung vom 16. Dezember 1981 (BGBl. I
S. 1425), geändert durch Artikel 3 § 3 des Gesetzes
vom 24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1416),

e) die Erteilung von Genehmigungen zur Durchführung
künstlicher Befruchtungen nach § 121 a Abs. 2 des
Fünften Buchs des Sozialgesetzbuchs vom 20. Dezem-
ber 1988 (BGBl. I S. 2477, 2482), zuletzt geändert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30. Juli 2004 (BGBl. I
S. 2014);

2. der Apothekerkammer Niedersachsen 

a) die Durchführung des § 12 Abs. 2 und 2 a der Bundes-
Apothekerordnung in der Fassung vom 19. Juli 1989
(BGBl. I S. 1478, 1842), zuletzt geändert durch Artikel 11
des Gesetzes vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950),

b) die Durchführung der Aufgaben und Überwachungen
nach den §§ 1 bis 14, 16, 17 und 21 des Gesetzes über
das Apothekenwesen in der Fassung vom 15. Oktober
1980 (BGBl. I S. 1993), zuletzt geändert durch Artikel 17
der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I
S. 2304),

c) die Überwachung von Betrieben und Einrichtungen
nach § 64 des Arzneimittelgesetzes (AMG) in der Fas-
sung vom 11. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3586), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Juli
2004 (BGBl. I S. 2031), in Apotheken, soweit diese unter

den Anwendungsbereich des § 1 Abs. 1 der Apotheken-
betriebsordnung in der Fassung vom 26. September
1995 (BGBl. I S. 1195), zuletzt geändert durch Artikel 5
des Gesetzes vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 2031), fallen,

d) die Erteilung der Erlaubnis des Großhandels mit Arznei-
mitteln nach § 52 a und die Überwachung von Arznei-
mittelgroßhandelsbetrieben nach § 64 AMG, soweit
deren Betrieb in Apotheken erfolgt,

e) die Überwachung des Betäubungsmittelverkehrs in
Apotheken einschließlich der Krankenhausapotheken
nach § 19 Abs. 1 Sätze 3 und 4 des Betäubungsmittel-
gesetzes, 

f) die Überwachungsaufgaben in Apotheken nach § 6
Abs. 3 Satz 2 und 5, § 7 Abs. 5 Satz 5, § 12 Abs. 4
Satz 1 und § 13 Abs. 3 Satz 3 der Betäubungsmittel-
Verschreibungsverordnung,

g) die Überwachungsaufgaben in Apotheken nach § 5 der
Betäubungsmittel-Binnenhandelsverordnung;

3. der Tierärztekammer Niedersachsen 

a) die Durchführung der Aufgaben nach § 4 Abs. 1, auch
in Verbindung mit Abs. 1 a, sowie nach § 5 Satz 2 der
Bundes-Tierärzteordnung (BTO) in der Fassung vom
20. November 1981 (BGBl. I S. 1193), zuletzt geändert
durch Artikel 151 der Verordnung vom 25. November
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 60 Abs. 2
Satz 4, Abs. 3 und 4 der Approbationsordnung für
Tierärztinnen und Tierärzte vom 10. November 1999
(BGBl. I S. 2162), zuletzt geändert durch Artikel 3 der
Verordnung vom 4. Dezember 2002 (BGBl. I S. 4456),
sowie nach den §§ 6 bis 10, 11 a Abs. 2 und 4 und
§ 15 a BTO,

b) die Durchführung der Aufgaben nach § 16 der Appro-
bationsordnung für Tierärztinnen und Tierärzte;

4. der Zahnärztekammer Niedersachsen 

a) die Durchführung der Aufgaben nach § 16 Abs. 2 bis 4
des Gesetzes über die Ausübung der Zahnheilkunde in
der Fassung vom 16. April 1987 (BGBl. I S. 1225),
zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom
30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950),

b) die Überwachung des Betäubungsmittelverkehrs bei
Zahnärzten nach § 19 Abs. 1 Satz 3 des Betäubungs-
mittelgesetzes,

c) die Überwachungsaufgaben bei Zahnärzten nach § 8
Abs. 5, § 10 Abs. 4 und § 13 Abs. 3 Satz 3 der Betäu-
bungsmittel-Verschreibungsverordnung,

d) die Überwachungsaufgaben bei Zahnärzten nach § 5
der Betäubungsmittel-Binnenhandelsverordnung.

§ 2 

Deckung der Kosten

1Zur Deckung der bei der Aufgabenwahrnehmung nach § 1
entstehenden Kosten erheben die Kammern Gebühren und
Auslagen. 2Soweit die Erhebung der Gebühren und Auslagen
die entstehenden Kosten nicht deckt, trägt das Land die
Kosten. 3Das Land kann hierzu Vereinbarungen mit der jewei-
ligen Kammer abschließen.
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§ 3 

Aufsicht

Die Kammern unterliegen bei der Aufgabenwahrnehmung
nach § 1 der Fachaufsicht. 

§ 4 

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. 

Hannover, den 25. November 2004

Die Niedersächsische Landesregierung

W u l f f v o n  d e r  L e y e n
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Spielordnung für die 

öffentlichen Spielbanken in Niedersachsen

Vom 26. November 2004

Aufgrund des § 9 Sätze 1 und 2 des Niedersächsischen
Spielbankgesetzes vom 10. November 1989 (Nds. GVBl. S. 375),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juni
2003 (Nds. GVBl. S. 213), wird im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium verordnet:

Artikel 1

§ 7 a Abs. 5 Satz 1 Nr. 4  der Spielordnung für die öffent-
lichen Spielbanken in Niedersachsen vom 13. April 1992
(Nds. GVBl. S. 101), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 15. Oktober 2002 (Nds. GVBl. S. 422), erhält
folgende Fassung:

„4. den für die Spielbankaufsicht zuständigen Bediensteten
des Fachministeriums sowie den für die Finanzaufsicht
zuständigen Bediensteten“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 26. November 2004

Niedersächsisches Ministerium
für Inneres und Sport

S c h ü n e m a n n

Minister
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V e r o r d n u n g
über die Erhebung einer Umlage 

auf dem Gebiet der Milchwirtschaft

Vom 26. November 2004

Aufgrund des § 22 Abs. 1 des Milch- und Fettgesetzes in der
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7842-1,
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch
Artikel 156 der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I
S. 2304), in Verbindung mit § 1 Nr. 5 Buchst. a der Subdelega-
tionsverordnung vom 23. Juli 2003 (Nds. GVBl. S. 306), geän-
dert durch Verordnung vom 13. September 2004 (Nds. GVBl.
S. 316), wird im Benehmen mit der Landesvereinigung der
Milchwirtschaft Niedersachsen e. V. verordnet:

§ 1

1Molkereien mit Betriebsstätten in Niedersachsen und
Milchsammelstellen haben zur Förderung der Milchwirt-
schaft eine Umlage zu entrichten. 2Die Umlage beträgt
0,0613 Cent je Kilogramm in Niedersachsen angelieferter
Milch.

§ 2

Umlageschuldner ist der Inhaber des umlagepflichtigen
Betriebes.

§ 3

(1) Zuständig für die Erhebung und Einziehung der Umlage
sind die Landwirtschaftskammern für ihren jeweiligen Kam-
merbezirk.

(2) 1Der Umlageschuldner hat der Landwirtschaftskammer
bis zum 15. eines jeden Monats die Menge der im vergange-
nen Monat angelieferten Milch in Kilogramm mitzuteilen.
2Die Form der Mitteilung bestimmt die Landwirtschaftskam-
mer. 3Die Umlage ist am 20. des auf den Meldetermin folgen-

den Monats fällig. 4Sie ist auf ein vom Fachministerium zu
bestimmendes Konto zu zahlen. 

(3) Kommt der Umlageschuldner seiner Mitteilungs- und
Zahlungspflicht nach Absatz 2 nicht oder nicht richtig nach,
so veranlagt die Landwirtschaftskammer den Umlageschuld-
ner.

(4) Lässt sich die monatliche Milchanlieferungsmenge nicht
genau ermitteln, so ist die Landwirtschaftskammer berechtigt,
die Umlageschuld aufgrund einer Schätzung festzusetzen. 

(5) Die Umlage ist innerhalb einer Frist von zehn Tagen
nach der Zustellung des Veranlagungsbescheides auf das nach
Absatz 2 Satz 4 zu bestimmende Konto zu zahlen.

§ 4

(1) Umlagen, die nicht gestundet sind, sind mit Ablauf des
Fälligkeitstages (§ 3 Abs. 2) mit 3 vom Hundert jährlich über
dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs zu verzinsen.

(2) Rückständige Umlagen und Zinsen werden durch das
zuständige Finanzamt nach den Bestimmungen der Abgaben-
ordnung und ihrer Durchführungsbestimmungen beigetrieben.

§ 5

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Erhebung einer
Umlage auf dem Gebiet der Milchwirtschaft vom 22. Mai
1973 (Nds. GVBl. S. 179), zuletzt geändert durch Artikel 4 der
Verordnung vom 31. Oktober 2001 (Nds. GVBl. S. 697), außer
Kraft.

Hannover, den 26. November 2004

Niedersächsisches Ministerium
für den ländlichen Raum, Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

E h l e n

Minister
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(Nds. GVBl. Nr. 15/95) ........................... 3,07 E

Gesetz über das Landes-Raumordnungs-

programm Niedersachsen — Teil I — vom

2. 3. 1994 (Nds. GVBl. Nr. 5/94) ............. 4,60 E

Verordnung über das Landes-Raumord-

nungsprogramm Niedersachsen — Teil II —

vom 18. 7. 1994 (Nds. GVBl. Nr. 16/94)

............................................................. 9,20 E

Verwaltungsvorschriften zum Niedersächsi-

schen Gesetz über Raumordnung und Lan-

desplanung, RdErl. vom 28. 12. 1995 (Nds.

MBl. Nr. 8/96) ....................................... 3,07 E

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das

Landes-Raumordnungsprogramm Nieder-

sachsen — Teil I —

Verordnung zur Änderung der Verordnung

über das Landes-Raumordnungsprogramm

Niedersachsen — Teil II — (Nds. GVBl.

Nr. 10/98) ............................................ 1,53 E

Gesetz über Raumordnung und Landespla-

nung (NROG) vom 18. 5. 2001 (Nds. GVBl.

Nr. 13/01) ............................................ 2,05 E

Verordnung zur Änderung der Verordnung

über das Verfahren zur Aufstellung und über

die Darstellung der Regionalen Raumord-

nungsprogramme vom 29. 11. 2001 (Nds.

GVBl. Nr. 32/01) ................................... 4,09 E

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das

Landes-Raumordnungsprogramm Nieder-

sachsen — Teil I —

Verordnung zur Änderung  der Verordnung

über das Landes-Raumordnungsprogramm

Niedersachsen — Teil II — (Nds. GVBl.

Nr. 33/02) ............................................ 3,15 E

Verwaltungsvorschriften zum Niedersäch-

sischen Gesetz über Raumordnung und

Landesplanung vom 7. 7. 2003 (Nds. MBl.

Nr. 27/03) ............................................ 4,65 E

(Die Einzelpreise verstehen sich einschl. MwSt. zuzüglich

Versandkosten.)
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Bestellungen erbeten an:  .

Postanschrift: 30130 Hannover
Adresse: Hans-Böckler-Allee 7, 30173 Hannover
Telefon 0511 8550-0 • Telefax 0511 8550-2405
info@schluetersche.de • www.schluetersche.de




